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Der 8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag, der zum 
1. Januar 2007 in Kraft tritt, sieht eine Ausweitung 

der Rundfunkgebühren auf internetfähige Computer 
oder Handys mit Online-Funktion vor. Doch schon 
für das Jahr 2009 wird politisch eine Umstellung der 
Finanzierung auf eine geräteunabhängige Haushalts-
abgabe in Erwägung gezogen, die insbesondere von 
den Ministerpräsidenten der Länder Niedersachsens 
und Bayerns – Wulff und Stoiber – gefordert wird. Die 
endgültige Entscheidung über die Finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehpro-
gramms und die Rolle, welche die Gebühreneinzugs-
zentrale der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
in diesem Zusammenhang spielen soll, ist derzeit aber 
noch ungeklärt. Die Debatte über eine erneute Reform 
gibt daher Anlass, die Finanzierung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten generell aus fi nanzwis-
senschaftlicher Sicht zu analysieren.

Der Grundversorgungsauftrag als Ausgangslage

Mit dem dritten Rundfunkurteil vom 16. Juni 1981 
hat das Bundesverfassungsgericht den privaten 
Rundfunk für grundsätzlich zulässig erklärt; begrün-
det wurde das duale Rundfunksystem jedoch erst mit 
dem vierten Rundfunkurteil. In Deutschland besteht 
seitdem ein so genanntes duales Rundfunksystem, 
in dem sowohl öffentlich-rechtliche als auch private 
Rundfunkanstalten als Anbieter von Rundfunk- und 
Fernsehprogrammen auftreten. Der Begriff „dual“ be-
zieht sich auf das verfassungsrechtlich zwingend vor-
gesehene Nebeneinander von privaten und öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten.1 

Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk hat das Bun-
desverfassungsgericht bereits im ersten Rundfunk-

urteil von 1961 die Sonderstellung eines „Grundver-
sorgungsgaranten“ zugewiesen und diese im vierten 
(1986), sechsten (1991) und siebten Rundfunkurteil 
(1992) weiter vertieft.2 Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk sollte nach diesen Urteilen vor den Kräften des 
Wettbewerbs und der potentiellen Gefahr der unzu-
lässigen Einfl ussnahme der Werbewirtschaft auf die 
Programmgestaltung geschützt werden.3 Gemäß des 
Rundfunkstaatsvertrags ist der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk „der freien individuellen und öffentlichen 
Meinungsbildung sowie der Meinungsvielfalt verpfl ich-
tet“.

Theoretisch umfasst der Begriff des „Grundversor-
gungsauftrages“ die fl ächendeckende Versorgung 
der Bevölkerung mit mehreren Programmen, die Be-
reitstellung umfassender Informationen sowie die Si-
cherung der gleichwertigen Meinungsvielfalt durch 
entsprechende Institutionen. Im Mittelpunkt der Be-
reitstellung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als 
Grundversorgungsgarant steht aber explizit der pro-
grammliche Aspekt. Das Bundesverfassungsgericht 
fordert in Anlehnung an § 2 des Rundfunkstaatsver-

1 Ein detaillierter Überblick über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
sowie die Entstehungsgeschichte des dualen Rundfunks fi ndet sich 
bei W. B o m a s : Der duale Rundfunk. Seine Bedeutung für die Ent-
wicklung des Rundfunkmarktes, in: Arbeitspapiere des Instituts für 
Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln, 2005, H. 206, S. 7 ff.

2 Einen allgemeinen Überblick über den Grundversorgungsauftrag 
geben R. S c h e b l e : Perspektiven der Grundversorgung, Baden-
Baden 1994; sowie d e r s e l b e : Grundversorgung – Defi nition und 
Umfang, in: Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht, 39. Jg. (1995), 
H. 6, S. 383-390; verfassungsrechtlich untersucht wird der Grundver-
sorgungsauftrag von H. B e t h g e : Der Grundversorgungsauftrag des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der dualen Rundfunkordnung. Ei-
ne verfassungsrechtliche Analyse, in: Media Perspektiven, 1996, H. 
2, S. 66-72.

3 Vgl. H. K re s s e : Öffentlich-rechtliche Werbefi nanzierung und Gren-
zen der Grundversorgung im dualen Rundfunksystem, in: Arbeitspa-
piere des Instituts für Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln, 
1995, H. 26, S. 2 ff.; und Horst M. S c h e l l h a a ß : Die Rundfunkord-
nung aus institutionenökonomischer Sicht, in: Arbeitspapiere des Ins-
tituts für Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln, 2003, H. 163, 
S. 3.
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trages, die Grundversorgung als ein „Vollprogramm“ 
zu verstehen. So hat der öffentlich-rechtliche Rund-
funk die Aufgabe, die Bevölkerung mit qualitativ hoch-
wertigen informierenden, bildenden, beratenden und 
unterhaltenden Angeboten zu versorgen.4

Die aktuelle Finanzierungsstruktur

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten fi nan-
zieren sich im Wesentlichen über Rundfunkgebühren, 
die genau genommen Rundfunkbeiträge darstellen. Die 
rechtliche Grundlage für diese stellt der Rundfunkge-
bührenstaatsvertrag dar. Neben den Rundfunkbeiträ-
gen fi nanziert sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
auch über Werbeeinnahmen, Sponsoring und Zins-
erträge; mit Blick auf den Grundversorgungsauftrag ist 
jedoch gesetzlich vorgesehen, dass die vorrangige Fi-
nanzierungsquelle der Beitragseinzug sein soll.5

Organisiert wird die Beitragserhebung der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten über die GEZ, die 
die Sender als Gemeinschaftseinrichtung gegründet 
haben. Die Beitragserhebung orientiert sich dabei am 
Besitz eines Empfangsgerätes. Als Gegenleistung für 
die Beitragszahlung stellt die GEZ Nutzungsrechte 
an öffentlich-rechtlichen Rundfunkdarbietungen für 
die Verbandsmitglieder zur Verfügung. Diese geräte-
orientiere Zwangsbeitragslösung stößt aber nicht nur 
auf geringe Akzeptanz in der Bevölkerung, sondern ist 
auch ökonomisch fragwürdig.

4 Vgl. J. E c k h a rd t : Strukturen, Aufgaben und Perspektiven des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks im Kräftefeld der Politik, in: Arbeitspa-
piere des Instituts für Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln, 
1998, H. 107, S. 16.

5 Vgl. ebenda, a.a.O., S. 23 ff.

Rechtlich geregelt ist die Beitragserhebung im 
Rundfunkgebührenstaatsvertrag und im Rundfunkfi -
nanzierungsstaatsvertrag. Danach erfolgt die Finan-
zierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks über ei-
nen Beitrag in Höhe von 5,52 Euro pro Monat für ein 
Radio und 17,03 Euro pro Monat für ein Fernsehgerät 
bzw. für beide Geräte, sofern der Nutzer nicht gebüh-
renbefreit ist. Ab dem 1. Januar 2007 werden auch 
„neuartige Rundfunkgeräte“ gebührenpfl ichtig. Für in-
ternetfähige Computer fällt der Grundbeitrag an, wenn 
kein Beitrag für Fernseher und Radio bezahlt wird. 

Das gesamte Beitragsvolumen ist zwischen 1996 
und 2005 von etwa 4,7 auf 7,1 Mrd. Euro angestie-
gen (das entspricht einer Steigerung von 51%) (vgl. 
Abbildung 2);6 davon entfallen etwa 570 Mio. Euro auf 
nicht-private Gebührenzahler. Aus den Beiträgen für 
internetfähige Computer werden zunächst nur etwa 30 
Mio. Euro erwartet.7 Im gleichen Zeitraum stiegen die 
Verwaltungskosten der GEZ von 89,2 auf 161,9 Mio. 
Euro; dies bedeutet ein Anstieg der Verwaltungskos-
ten um 82% und ein Anstieg der anteiligen Verwal-
tungskosten am gesamt Beitragsvolumen von 1,9 auf 
2,3%. Die Höhe der Verwaltungskosten liefert einen 
Anhaltspunkt für die mit der aktuellen Finanzierungs-
form verbundenen Transaktionskosten.

Die Nutzer

Der Nutzerkreis wird derzeit durch den Rundfunkge-
bührenstaatsvertrag festgelegt. Danach gehören zum 
Nutzerkreis diejenigen Bevölkerungsteile, die „tech-
nische Einrichtungen zur drahtlosen oder drahtge-
bundenen, nicht zeitversetzten Hör- und Sichtbarma-
chung oder Aufzeichnung von Rundfunkdarbietungen“ 
besitzen.8 Zum 1. Januar 2007 gehören zusätzlich zu 
diesem rechtlichen Nutzerkreis öffentlich-rechtlicher 
Rundfunkprogramme all diejenigen Personen, die in-
ternetfähige Computer oder Handys besitzen.

Als ersten Anhaltspunkt für den Umfang dieses 
rechtlichen Nutzerkreises kann die Gesamtanzahl an 
vorhandenen Fernseh- bzw. Radiogeräten bei der 
GEZ herangezogen werden. Die GEZ weist hierzu für 
das Jahr 2005 eine Gesamtzahl von 38,8 Mio. ange-
meldeten gebührenpfl ichtigen Hörfunk- und 33,5 Mio. 
Fernsehgeräten aus; gebührenbefreit sind 3,7 Mio. 
Hörfunk- und 3,3 Mio. Fernsehgeräte.9 Doch tatsäch-

6 Vgl. GEZ Geschäftsbericht 2005, S. 40, www.gez.de, letzter Zugriff: 
24.10.2006.

7 Vgl. 15. KEF-Bericht, Dezember 2005, Band 1, S. 75, www.KEF-
Online.de/inhalte/bericht15/kef_15bericht_band1.pdf, letzter Zugriff: 
24.10.2006.

8 Vgl. § 1 Abs. 1 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages.

9 Vgl. GEZ: Geschäftsbericht 2005, a.a.O., S. 39.

Abbildung 1 
Das aktuelle System der Rundfunkfi nanzierung

Q u e l l e : Eigene Darstellung.
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lich werden nicht alle Rundfunkteilnehmer von der 
GEZ erfasst bzw. sie entziehen sich der Zwangsbei-
tragsfi nanzierung über die GEZ. Auf die Problematik 
des so genannten Schwarzsehens weist die GEZ in 
ihrem Geschäftsbericht hin und versucht dieses über 
personalintensive Kontrolleinrichtungen zu bekämp-
fen. Denn würden sämtliche Haushalte ihre Geräte 
anmelden, müssten alleine von den Privathaushalten 
etwa 39,2 Mio. Fernsehgeräte gemeldet sein, tatsäch-
lich waren im Jahr 2005 aber nur 33,3 Mio. gebühren-
pfl ichtige oder gebührenbefreite Geräte gemeldet,10 
so dass davon ausgegangen werden kann, dass et-
wa 15% der Haushalte mindestens ein Fernsehgerät 
zum Empfang bereithält, ohne dieses angemeldet zu 
haben. Zahlreiche Studien stützen dieses Ergebnis. So 
ermittelt beispielsweise die SWR-Medienforschung für 
das Jahr 2005 eine Haushaltspenetration bei Fernseh-
geräten von 99,8%. 

Betrachtet man also nicht nur den Besitz eines 
Empfangsgerätes, sondern die Möglichkeit der Nut-
zung öffentlich-rechtlicher Programme, vergrößert sich 
der Nutzerkreis. Die Trittbrettfahrerquote dürfte somit 
deutlich über der genannten Prozentzahl liegen. Die 
Arbeitsgemeinschaft Media Analyse ermittelte, dass 
93,5% der Bevölkerung (ab 14 Jahren) in den letzten 
14 Tagen Radio gehört hat.11 Fernsehsendungen wer-
den nach einer Studie der AGF/GfK-Fernsehforschung 
von 75,4% der Bevölkerung täglich genutzt.12 Rund-
funkdarbietungen lassen sich im Zeitalter moderner 

10 Vgl. o.V.: Statistik (Anhang), in: Media Perspektiven 3/2006, S. 177.

11 Vgl. o.V.: Radionutzung stabil auf hohem Niveau, www.agma-mmc.
de/04_presse/, letzter Zugriff: 24.10.2006.

12 Vgl. o.V.: Anteil der Seher an der Gesamtbevölkerung an einem 
durchschnittlichen Wochentag, www.agf.de/daten/zuschauermarkt/
seher, letzter Zugriff: 24.10.2006.

Informationstechnologien aber nicht nur über Fernseh- 
und Radiogeräte empfangen, sondern auch über das 
Internet und internetfähige Handys. Das Statistische 
Bundesamt weist für 2005 eine Haushaltspenetration 
bei Internetzugängen von 68% und eine Abdeckung 
mit Mobiltelefonen von 76,4% aus. Damit lässt sich 
als Zwischenfazit festhalten, dass in Anbetracht der 
genannten Bestands- und Nutzerzahlen davon aus-
gegangen werden kann, dass nur geringste Bevölke-
rungsteile weder Fernseh- noch Rundfunkprogramme 
über eines der genannten Empfangsgeräte nutzen. Als 
tatsächlicher Nutzerkreis kann somit die gesamte Be-
völkerung angenommen werden.

Die ökonomische Bereitstellungsempfehlung

Unter Beachtung der Stellung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks als Grundversorgungsgarant und 
des ermittelten Nutzerkreises, der die Gesamtbevöl-
kerung abdeckt, erscheint die derzeitige Struktur des 
Gebühreneinzugs ökonomisch als fragwürdig und 
sollte daher überprüft werden. Zur Ableitung der op-
timalen Finanzierung von öffentlich-rechtlichen Fern-
seh- und Rundfunkprogrammen soll im Folgenden das 
von Grossekettler entwickelte Lösungsschema für Be-
reit- und Herstellungsprobleme herangezogen werden. 
Mit Hilfe dieses Schemas wird nicht nur der Gutstyp, 
sondern auch der zugehörige Bereitstellungsverband 
ermittelt. Hieraus ergibt sich dann auch die optimale 
Tarifi erung.13

Ein möglicher Verband müsste als Bereitstellungs-
garant – bisher ist dies der Zwangsverband GEZ – die 
benötigte Ausstattung mit Programmen bei möglichst 
geringen Kosten bereitstellen, indem er diese bei 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten be-
schafft und die Übermittlung an den Nutzerkreis si-
cherstellt. Die Herstellung garantierter Einheiten von 
Rundfunkdarbietungen ist dabei unabhängig von der 
Verbandsgröße. Zusätzliche Nutzer können bei kons-
tanter Qualität versorgt werden, indem auf die beste-
hende Infrastruktur zurückgegriffen wird. Gleiches gilt 
für das primäre Verbreitungsmedium. Die Verbreitung 
öffentlich-rechtlicher Rundfunkdarbietungen erfolgt 
nämlich primär über Hochleistungsantennen, die fl ä-
chendeckend aufgestellt sind. Hierbei treten keine 
Arten von Überfüllungserscheinungen auf, d.h. die 
Kosten der Programmherstellung und -ausstrahlung 
werden durch das Hinzutreten weiterer Nutzer nicht 
erhöht. Bei der Nutzenproduktion (d.h. dem Konsum) 
entstehen also Gruppenvorteile, weil die einzelnen 

13 Vgl. H. G ro s s e k e t t l e r : Öffentliche Finanzen, in: D. B e n d e r  et 
al.: Vahlens Kompendium der Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspoli-
tik, München 2003, S. 601 ff.

Abbildung 2 
Beitragsvolumen und Verwaltungskosten der GEZ

(in Mrd. und Mio. Euro)

Q u e l l e : GEZ Geschäftsbericht 2005, S. 40, www.gez.de, letzter Zu-
griff: 24.10.2006.
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Verbandsmitglieder – die Gesamtbevölkerung – als 
Bedarfsverursachungseinheiten nicht voll zählen bzw. 
bestehende Kosten für die Herstellung der Rund-
funkdarbietungen sowie die Errichtung und den Unter-
halt von Sendemasten auf einen größeren Nutzerkreis 
verteilt werden können.14

Rivalität um öffentlich-rechtliche Rundfunkdarbie-
tungen besteht damit nicht. Dies ist in der Literatur 
weitgehend unbestritten. Umstritten ist aber, ob man 
Zahlungsunwillige von der Nutzung auf Basis des Pri-
vatrechts ausschließen kann. Prinzipiell könnte man 
dies mittels Verschlüsselungstechnik tun. Öffentlich-
rechtliche Sendungen stellen somit im Prinzip Klubkol-
lektivgüter15 dar. Es ist jedoch fraglich, ob eine privat-
rechtliche Exklusion rechtlich zulässig, technisch mög-
lich und zu vertretbaren Kosten durchführbar ist. So 
weisen der Rundfunkstaatsvertrag sowie das Grund-
gesetz in Art. 5 dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
die bereits beschriebene und verfassungsrechtlich 
fi xierte Stellung eines Grundversorgungsgaranten zu, 
so dass sich innerhalb des dualen Rundfunkangebots 
die Zielsetzungen diametral widersprechen. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk soll für eine freie 
individuelle und öffentliche Meinungsbildung sorgen 
sowie einen umfassenden Überblick über alle wesent-
lichen Lebensbereiche geben. Die bereits genannten 
Grundsätze der Objektivität, Unparteilichkeit, Mei-
nungsvielfalt sowie Ausgewogenheit sollen hierbei 
zentral berücksichtigt werden. Ein Ausschluss zah-
lungsunwilliger Nutzer dürfte auf privatrechtlicher Ba-
sis damit verfassungsrechtlich unzulässig sein, und es 
bleibt aus dieser Sicht damit nur die öffentlich-recht-
liche Exklusion. Technisch wäre eine solche privat-
rechtliche Exkludierbarkeit theoretisch zwar möglich, 
sie ist praktisch aber nicht umsetzbar. Voraussetzung 
hierfür ist die fl ächendeckende digitale Verschlüsse-
lung und Verbreitung öffentlich-rechtlicher Rundfunk-
programme. Diese ist momentan aber nur regional be-
grenzt gegeben, so dass auch aus technischer Sicht 
eine privatrechtliche Exklusion ausscheidet. Vergleicht 
man weiterhin die Kosten einer privatrechtlichen Ex-
klusion mit den Verwaltungskosten im derzeitigen 
System, so erscheint eine öffentlich-rechtliche Exklu-
sion ebenfalls vorziehenswert.16

14 Vgl. M. K o p s : Soll der öffentlich-rechtliche Rundfunk die Nach-
frage seiner Zuhörer und Zuschauer korrigieren?, in: Arbeitspapiere 
des Instituts für Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln, 2005, 
H. 196, S. 9.

15 Vgl. H. G ro s s e k e t t l e r : Öffentliche Finanzen, a.a.O., S. 577.

16 D. S l a m a : Das Schwarzseher-Problem beim Pay-TV, in: Arbeits-
papiere des Instituts für Rundfunkökonomie an der Universität zu 
Köln, 2005, H. 203, S. 68 ff.

Zusammenfassend lässt sich für den Verband zur 
Bereitstellung von öffentlich-rechtlichen Rundfunkdar-
bietungen Folgendes festhalten: Der Verband stellt bei 
Berücksichtigung der rechtlichen Restriktionen ein 
Kollektivgut bereit, das sich durch Nicht-Rivalität und 
eine Nichtexkludierbarkeit auf privatrechtlicher Basis  
auszeichnet. Rivalität entsteht bei der Nutzung von 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkdarbietungen nicht, da 
die Bereitstellungsmenge – und damit auch die Bereit-
stellungskosten – praktisch unabhängig von der Zahl 
der Nutzer sind. Weiterhin erscheint eine privatrecht-
liche Exklusion von öffentlich-rechtlichen Sendungen 
über eine Verschlüsselung nicht nur rechtlich zweifel-
haft, sondern auch technisch zu kostspielig. Deshalb 
sollte, wie bereits realisiert, auf Basis Öffentlichen 
Rechts exkludiert werden.

Die Tarifi erung

Bei der Wahl der optimalen Tarifi erung, die sich aus 
dem ermittelten Gutstyp ableiten lässt, müssen das 
Subsidiaritäts- und das Kongruenzprinzip beachtet 
werden. Zur Durchsetzung des Kongruenzprinzips 
stehen unterschiedliche Möglichkeiten zur Verfügung, 
die mit Hilfe des Extensionsniveaus beschrieben wer-
den.17 

Da es sich bei öffentlich-rechtlichen Rundfunkdar-
bietungen um Kollektivgüter handelt, scheidet die Be-
reitstellung über das Individualniveau und das Vereins- 
bzw. Genossenschaftsniveau aus. Bei einer Zwangs-
genossenschafts- oder Zwangsvereinslösung, die in 
Betracht gezogen wird, stehen zur Finanzierung neben 
Grenzkostengebühren und freiwilligen Beiträgen auch 
Zwangsbeiträge zur Verfügung. Zahlungsunwillige 
Nutzer können so auf Basis des Öffentlichen Rechts 
an der Finanzierung der Bereitstellung öffentlich-recht-
licher Rundfunkdarbietungen beteiligt werden. Die Be-
reitstellung würde über eine öffentliche Körperschaft 
unterhalb des Niveaus einer Gebietskörperschaft 
erfolgen. Würde man ein höheres Extensionsniveau 
wählen, könnten zur Finanzierung auch spezielle oder 
allgemeine Steuern herangezogen werden.

Der tatsächliche Nutzerkreis deckt sich, wie bereits 
erläutert, mit der Gesamtbevölkerung. Da Zwangs-
vereine zahlungsunwillige Nutzer zur Finanzierung 
des bereitgestellten puren Kollektivgutes öffentlich-
rechtliche Rundfunkdarbietungen zwingen können, 
wäre eine Lösung auf Zwangsvereinsebene sowohl 
mit dem Kongruenz- als auch dem Subsidiaritäts-

17 Vgl. H. G ro s s e k e t t l e r : Öffentliche Finanzen, a.a.O., S. 586 f.; 
und H. G ro s s e k e t t l e r : Verbände zwischen Markt und Staat aus 
fi nanzwissenschaftlicher Sicht, in: H. J. S c h m i d t - Tre n z , R. S t o -
b e r : Jahrbuch für Recht und Ökonomik des Dritten Sektors, 2006, 
S. 15 ff.
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prinzip vereinbar. Der Rundfunkstaatsvertrag und der 
Rundfunkgebührenstaatsvertrag sehen ohnehin eine 
solche Beitritts- und Beitragspfl icht vor. Eine Steuer-
fi nanzierung würde dagegen dem Äquivalenzprinzip 
widersprechen, da eine (spezielle) Steuer z.B. auch 
so festgesetzt werden kann, dass mehr als die Kos-
ten gedeckt und die Überschüsse für andere Zwecke 
verwendet werden können. Eine Steuererhöhung zur 
Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehprogramme würde zudem eine Zusatzlast ver-
ursachen, die bei einer Einkommensteuererhöhung 
ungefähr 50% des benötigten Steuervolumens in Hö-
he von 7,1 Mrd. Euro beträgt.18,19 Bei einer (sachlich 
näher liegenden) Mehrwertsteuerlösung dürfte die Zu-
satzlast etwas geringer, aber immer noch sehr erheb-
lich sein.

Die Bereitstellungsempfehlung würde unter Beach-
tung des Kongruenz- und des Subsidiaritätsprinzips 
damit vorsehen, öffentlich-rechtliche Rundfunk- und 
Fernsehprogramme über einen Zwangsbeitrag auf 
Zwangsvereinsebene bereitzustellen. Zur Finanzierung 
sollte die Gesamtbevölkerung herangezogen werden 
und nicht nur diejenigen, wie heute realisiert, die ein 
Empfangsgerät besitzen. Es ist jedoch verfassungs-
rechtlich fraglich, ob eine Kopfbeitrags-Lösung einer 
Haushaltsabgabe vorzuziehen ist.

Die optimale Bereitstellungsempfehlung sieht vor, 
dass der gesamte potentielle Nutzerkreis zur Zwangs-
fi nanzierung herangezogen werden sollte, d.h. dass 
zwangsweise ein Kopfbeitrag für alle potentiellen Nut-
zer (= Einwohner ab einem bestimmten Alter) oder eine 
Haushaltsabgabe erhoben wird. Eine solche Lösung, 
die den gesamten potentiellen Nutzerkreis umfasst, 
wäre auf Basis des Öffentlichen Rechts durchsetz-
bar. Dieser Zwangsbeitrag würde zudem treffgenau 
alle Rundfunkteilnehmer erfassen, d.h. die Quote der 
Schwarzseher beläuft sich auf Null. Denn jeder poten-
tielle Nutzer muss den Zwangsbeitrag bezahlen, auch 
wenn er glaubhaft versichert, dass er öffentlich-recht-
liche Rundfunkdarbietungen nicht hört und sieht. Der-
zeit erforderliche, kostenintensive Kontrollinstanzen 
könnten so eingespart werden. Die Transaktionskosten 
für die Erhebung und das Einziehen der Rundfunkbei-
träge sowie die Verwaltung des Nutzerkreises wären 
somit wesentlich geringer als die aktuelle Bereitstel-
lung über die GEZ, die Verwaltungskosten in Höhe von 

18 Vgl. W. F. R i c h t e r : Wirkungen von Steuern und Sozialbeiträgen, 
in: Beiträge für die 30. Jahrestagung der Deutschen Steuerjuristischen 
Gesellschaft, 19./20. September 2005.

19 Unter einer Zusatzlast versteht man Verzerrungen, die durch ein 
Ausweichverhalten (Steuerhinterziehung, weniger Arbeit etc.) der Nut-
zer verursacht werden.

161,9 Mio. Euro verausgabt. Weitere Einsparpotentiale 
sind bei den Ausgaben für Werbemaßnahmen, für die 
personalintensive Gewinnung neuer Teilnehmer sowie 
für die Teilnehmerbetreuung zu erwarten. 

Würde man sich für einen Zwangsbeitrag in Form 
eines Kopfbeitrags entscheiden, so würde dieser nach 
Berechnung des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages in Abhängigkeit von der Zahl 
der Gebührenbefreiungen zwischen 9 Euro (3 Mio. Ge-
bührenbefreite) und 11 Euro (12 Mio. Gebührenbefrei-
te) pro Monat betragen. Verfassungsrechtlich scheint 
aber ein solcher Beitrag mit Blick auf Art. 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes problematisch, sofern dieser nicht auf 
die familiäre Situation abstellen würde. So wird nach 
Angaben des Wissenschaftlichen Dienstes des Deut-
schen Bundestages bei einer Kopfbeitrags-Lösung 
ein Alleinstehender um 7-8 Euro pro Monat entlastet, 
während eine Familie mit zwei volljährigen Kindern 
insgesamt 36-44 Euro mehr aufwenden müsste. Even-
tuell Transaktionskosten verursachende Umvertei-
lungsmaßnahmen und Ausnahmetatbestände wären 
die Folge eines solchen Kopfbeitrages.20 

Hier kämen die Vorteile einer Haushaltsabgabe zum 
Tragen, die pro Haushalt unabhängig von der Perso-
nenzahl erhoben wird. Ein Ein-Personen-Haushalt 
müsste damit genauso viel bezahlen wie ein Vier-Per-

20 Vgl. G. F e l l : Zur möglichen Höhe einer allgemeinen Medienabga-
be für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, in: Deutscher Bundestag, 
Wissenschaftliche Dienste, WD 10-58/06, Berlin 2006.

Q u e l l e : Eigene Darstellung.

Abbildung 3 
Das Zwei-Phasen Modell der optimalen 

Rundfunkfi nanzierung
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sonen Haushalt. Berechnungen ergeben, dass sich 
die Höhe der Abgabe bei unterstellten 10% befreiten 
Haushalten auf maximal 16 Euro pro Monat belaufen 
würde, also geringer als bei der derzeitigen Bereitstel-
lungsform ist. Möglicherweise könnte der Haushalts-
beitrag sogar zusammen mit Gemeindeabgaben wie 
etwa für die Müllabfuhr erhoben werden. Anzumerken 
ist außerdem, dass bei einem Kopfbeitrag wie auch bei 
der präferierten Haushaltsabgabe eine Beitragsdiffe-
renzierung vorgenommen werden könnte, um über die 
Kostenäquivalenz hinaus noch Annäherungen an eine 
individuelle Nutzenäquivalenz herbeizuführen. Dies
könnte über einen so genannten Vorteilsausgleich er-
reicht werden, der sich an plausiblen Maßstäben ori-
entiert. So könnten gewerbsmäßige Nutzer (wie z.B. 
Hotels) mit einem höheren Beitrag belegt werden. Da-
mit dürften die genannten Beitragshöhen noch etwas 
geringer ausfallen.

Die Aussichten für die künftige Finanzierung

Es wurde gezeigt, dass öffentlich-rechtliche Rund-
funkdarbietungen bei bestehendem Grundversor-
gungsauftrag ein Kollektivgut darstellen, für das eine 
Zwangsbeitragslösung auf Zwangsvereinsebene die 
optimale Finanzierungsform darstellt. In Hinblick auf 
die Penetrationsrate von etwa 98% von Rundfunk- und 
Fernsehgeräten in deutschen Privathaushalten und 
unter zusätzlicher Berücksichtigung der zunehmenden 
Bevölkerungsteile, die über internetfähige Computer 
und Handys mit Online-Funktionen verfügen, ist davon 
auszugehen, dass sich der Nutzerkreis mit nahezu der 
gesamten Bevölkerung in Deutschland deckt. 

Die fi nanzwissenschaftliche Bereitstellungsemp-
fehlung widerspricht damit der aktuell realisierten Be-
reitstellung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks über 
die GEZ, bei der eine Verbandsmitgliedschaft über 
den Besitz eines Empfangsgeräts bestimmt wird. Dies
führt zu erheblichen Trittbrettfahrereffekten, die sich 
vermeiden lassen, würde man die vorgeschlagene 
Bereitstellungsempfehlung und Finanzierung über ei-
ne Haushaltsabgabe realisieren. Damit könnten nicht 
nur alle Nutzer zur Finanzierung herangezogen und 
die Trittbrettfahrerproblematik gelöst, sondern auch 
Transaktionskosten eingespart werden. Eine Haus-
haltsabgabe ist im Vergleich zum Kopfbeitrag verfas-
sungsrechtlich vorziehenswert und kann auch transak-
tionskostengünstig zusammen mit Gemeindeabgaben 
erhoben werden. Eine Zwangsbeitragslösung in Form 
einer Haushaltsabgabe bei einer Erweiterung des Nut-
zerkreises stellt damit die aus fi nanzwissenschaftlicher 
Sicht optimale Bereitstellungsform dar. Der Gebühren-
einzug über die GEZ wäre damit zukünftig nicht mehr 
notwendig.


